
8 | 9 BZO

1 | Intensive Debatten im
Grossen Stadtrat. Vor
allem über die Touris-
muszone und die Hoch-
hausstandorte wurde
heftig diskutiert.

2 | Planwirtschaftliche
Eingriffe in den freien
Markt oder Wahrung
des öffentlichen Inte-
resses an der Nutzung
der exquisiten Lagen:
Die Meinungen zur
Tourismuszone gehen
auseinander.

3 | Im Zonenplan als Hoch-
häuser ausgeschieden,
heftig umstritten und
deshalb separate Fragen
im Rahmen der Volks-
abstimmung: die Hoch-
hausstandorte Steghof
(50) und Seeburg (502).

DC. Die Bau- und Zonenord-
nung(BZO) erhielt vomParlament
gute Noten. Alle Fraktionen wa-
ren grundsätzlich mit der BZO
undder darin vorgeschlagenen
weiteren baulichen Entwicklung
imalten Stadtteil einverstanden:
Es herrschte Einigkeit über den
Erhalt der grünenKuppen, den
haushälterischen Umgang mit
demBodenunddieSiedlungsent-
wicklungdurchVerdichtung.Die
BZO steckt den Rahmen für eine
nachhaltigeRaumentwicklung
für Wirtschaft und Gesellschaft,
wurde im Rat betont. Die land-
schaftlichenundbaulichenQua-
litätenderStadtkönntensomass-
voll weiterentwickelt werden.

Konstruktive Kommission
Dassesgelungensei, fast alle

Interessen zu berücksichtigen,
sei auch das Verdienst der Bau-
kommission. DieMitglieder hät-
tenkonstruktivundkompromiss-
orientiert zusammengearbeitet

undentscheidendeVerbesserun-
gen in die Vorlage eingebracht;
beispielsweisebeiderFörderung
des gemeinnützigenWohnungs-
bausoderdenMöglichkeitenzur
Ansiedlung vonDienstleistungs-
unternehmen sowie bei den Be-
stimmungen über Solaranlagen.

Kritik und Anträge
Neben grossem Lob gab es

fundamentaleMeinungsunter-
schiedevorallembeidenBestim-
mungenzurTourismuszoneund
bei den Hochhausstandorten
(siehe S. 9 «Tourismuszone» und
«Hochhäuser» )undkritischeAn-
merkungen: Bemängeltwurden
die knappen Ressourcen zur Er-
arbeitung derBZO. Deshalb fehl-
ten vertiefte Aussagenübermög-
liche Auswirkungen der neuen
Bestimmungen, ebenso sei dies
der Grund für denmangelhaften
Einbezug der Öffentlichkeit, be-
fanddie SP/JUSO-Fraktion.Die
BZOseizueinseitigaufökonomi-

scheAnforderungenausgerichtet
(SP / JUSO), sie stelle keinen gros-
senWurf dar, insbesondere fehl-
tenAussagenzurVerkehrsproble-
matik (SP / JUSO,GrüneundJunge
Grüne), zurUmsetzungderEner-
gie- undKlimastrategie (Grüne
undJungeGrüne)oderzurWohn-
rauminitiative (SP / JUSO, Grüne
und JungeGrüne). Teilweise sei
diese veraltet, bevor sie in Kraft
gesetzt werde (SP / JUSO).

Beim Reglement und im Zo-
nenplan wurden verschiedene
Änderungen beantragt: Es gab
Streichungsanträge beim Quali-
tätsartikel (FDP),beimEnergiear-
tikel (SVP), bei der Zwischennut-
zungundbeidenBestimmungen
für den gemeinnützigen Woh-
nungsbau(SVP) sowiebeiderEin-
zonung eines Geländes im Salz-
fass (Grüne und JungeGrüne).

Änderungen und Ergänzun-
genwurden bei denBestimmun-
gen für den Abbruch von Häu-
sern (SP / JUSO, Grüne und Junge
Grüne), beimGebäudestandard
(SP / JUSO)undbeiderAbweisung
der EinsprachengegendieBZO
(SVP und CVP) gestellt. Zudem
wurde die Einzonung der Trib-
schenhornbucht in die Natur-
schutzzonebeantragt (Grüneund
JungeGrüne). Die Anträgewur-
den allesamt abgelehnt.

Abstimmungsvarianten
Obwohlsichdiebürgerlichen

Parteien grundsätzlich für eine
Abstimmung über die BZO als
Ganzesausgesprochenhatten,ei-
nigte sich der Rat auf den Antrag
der Grünen und Jungen Grünen.
Dieser sieht drei Abstimmungs-
fragen vor:

Einerseits sollen die Stimm-
berechtigtenüberdieBZOabstim-
men, zudem aber auch separat
zum Hochhausstandort Steghof
undseparatzumHochhausstand-
ort Seeburg Stellung beziehen
können.

KLARES BEKENNTNIS ZUR
BAU- UND ZONENORDNUNG
Mit 42 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen hat der Grosse Stadtrat die neue Bau-
und Zonenordnung (BZO) für den alten Teil der Stadt Luzern verabschiedet. Über
das Resultat des langjährigen Prozesses wird am 9. Juni an der Urne abgestimmt.
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Tourismuszone
Inder Tourismuszone(Art.10

Bau- undZonenreglement) soll
die nichttouristische Nutzung
derGebäudeaufmaximal20Pro-
zentbeschränktwerden.Dagegen
wehrte sichdie SVP-Fraktion. Sie
bemängelte, dass nicht alleHo-
telsderZonezugeteilt sind(siehe
S.11). Dies sei eineUngleichbe-
handlung und stelle einen plan-
wirtschaftlichenEingriff ins freie
Unternehmertumdar.

Deshalb beantragte die SVP,
den Anteil an möglicher Wohn-
undArbeitsnutzung inderTouris-
muszone auf 75 Prozent zu erhö-
hen. Auch dieMehrheit der FDP-
Fraktion sprach sich gegen die
Tourismuszone aus.

Die Fraktionen der SP/ JUSO,
derCVP, der Grünen und Jungen
GrünenundderGLP stelltensich
hinter die Tourismuszone. Dem
vorliegendenKompromisshätten

Hochhäuser
DieBZOsiehtvierneueHoch-

hausstandortevor:beimSteghof,
beim Bundes- und Pilatusplatz
sowiebeiderSeeburg.Gegenalle
StandortewurdenEinsprachen
eingereicht, eine Volksmotion
verlangte den Verzicht auf das
Hochhaus Steghof. Der Stadtrat
beantragte demParlament eine
separate Abstimmung über den
Standort Steghof. Die Baukom-
missionhingegenwolltenurüber
denStandortSeeburgseparatab-
stimmen lassen.

In der Parlamentsdebatte be-
antragte die SP / JUSO-Fraktion
eine Änderung der Zonen- und
Dichtebestimmungen, um das
Hochhaus Seeburg zu verhin-
dern.DieSeeburg sei imregiona-
len Hochhauskonzept als Aus-
schlussgebietaufgeführt,dieeid-
genössischenKommissionenfür
Natur-undHeimatschutzundfür

ursprünglich auch die Hoteliers
zugestimmt. Mit der Tourismus-
zone sollen spekulativeUmnut-
zungenvonHotels inLuxusappar-
tementsverhindertwerden,argu-
mentierte die Ratsmehrheit. Der
Fremdnutzungsanteil von20Pro-
zent könneerhöhtwerden,wenn
einunabhängigesGutachtendies
für das Überleben eines Betriebs
als Notwendigkeit belege.

DenkmalpflegehättenBedenken
gegenüberdemgeplantenHoch-
haus. Zudemmisstrauemanden
ZusicherungenderGrundeigen-
tümer:Dieseverpflichtensich, im
Gegenzug zurHochhausbewilli-
gung den denkmalgeschützten
Jesuitenhof zu renovieren.

Die Fraktionen der CVP, SVP,
GLP, FDP sowie ein Teil der Frak-
tionderGrünenundJungenGrü-

DerAntragderSVP,dieWohn-
und Arbeitsnutzung in der Tou-
rismuszone auf 75 Prozent zu er-
höhen,wurde abgelehnt; ebenso
derAntragderSP / JUSO-Fraktion,
die nur Wohn- und Arbeitsnut-
zung in der Tourismuszone er-
möglichenwollte,umdenErhalt,
nicht aber die Optimierungdes
touristischenZwecks zu ermög-
lichen.

nen lehnten den Antrag ab. Das
geplante Projekt Seeburg über-
zeugeund schaffeMehrwerte für
Luzern:DasHotelSeeburgkönnte
erhalten und der Jesuitenhof re-
noviertwerden;zudembliebeder
Park für die Öffentlichkeit zu-
gänglich.DerRatunterstütztese-
parate Abstimmungen über die
Hochhäuser (siehe S. 8 «Abstim-
mungsvarianten»).

BZO ohne Littau?
Die BZO-Revision behan-
delt nur das Gebiet der
ehemaligen Stadt Lu-
zern. Da die BZO für
die heutigen Stadtteile
Littau und Reussbühl
erst im Jahr 2009 geneh-
migt wurde, verzichtete
man aus Gründen der
Rechtssicherheit auf
eine Zusammenführung
der beiden BZO zum
jetzigen Zeitpunkt.

Inhalt der BZO
Die BZO ist das zentrale
Steuerungsinstrument
für die räumliche Ent-
wicklung der Stadt. Sie
besteht aus Zonenplan
und Bau- und Zonenreg-
lement (BZR). Der Zonen-
plan teilt die Stadt in un-
terschiedliche Zonen ein.

Zonen
Auf dem Gebiet der
alten Stadt Luzern sind
neu 19 Bauzonen vorge-
sehen. Diese definieren,
ob und in welchem Um-
fang gewohnt und ge-
arbeitet werden kann.
Ausgeschieden sind
auch Zonen für öffentli-
che Zwecke, für Sport-
und Freizeitanlagen, die
Grün-, Tourismus- und
Allmendzone. Zudem
werden Nichtbauzonen
(wie die Landwirtschafts-
zonen), Schutzzonen,
überlagernde Zonen (wie
Ortsbildzonen), Natur-
schutzobjekte, Waldfest-
stellungen bezeichnet.

Dichtebestimmungen
Ebenfalls Inhalt des Zo-
nenplans sind weitere
rechtliche Planinhalte.
Dazu gehören die Dich-
tebestimmungen. Das
neue und einheitlich
zu berechnende Dichte-
mass besagt, in welchem
Umfang ein Grundstück
ausgenützt werden
kann.

BZR – das Reglement
Über die Auslegung
des Zonenplans gibt
das Bau- und Zonenreg-
lement Auskunft.
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10 | 11 BZO

1 | Ausstellungen, Diskussi-
onen, Auflageverfahren,
Einsprachen: Luzerne-
rinnen und Luzerner
konnten sich über die
BZO informieren und
diese mitgestalten.

2 | Ein gutes Verhältnis von
Wohnen und Arbeiten
macht eine lebendige
Stadt aus.

3 | In Bahnhofsnähe soll ein
neuer, urbaner Stadtteil
entstehen.

4 | Die BZO strebt die
Siedlungsentwicklung
nach innen an, die
grünen Kuppen bleiben
erhalten.

DC. Die Bau- und Zonenord-
nung (BZO) setzt denRahmen für
die räumliche Stadtentwicklung.
Sie legt fest, wie dicht und wie
hoch in einzelnenQuartieren ge-
baut werden darf, ob in einem
Quartier mehrheitlich gewohnt
wird, inwelchemVerhältnisWoh-
nen und Arbeiten möglich sind
und wo Räume geschützt wer-
denmüssen.VonGesetzeswegen
muss eineBZOalle10bis15 Jahre
überprüft und nötigenfalls ange-
passtwerden.Dies istnunfürden
alten Stadtteil der Fall, die Stadt-
teileLittauundReussbühlerhiel-
ten bereits 2009 eine neueBZO.

BZO betrifft alle
Die BZO-Revision betrifft alle

Menschen, die in Luzern leben:
Sei es, weil man an den Schön-
heiten vonStadt undLandschaft
hängtunddieseschützenmöchte,
weilmandie eigeneWohnquali-
tät durch ein 35 bis 45 Meter ho-
hesHochhausbedroht siehtoder
aus Interesse an einer besseren
Nutzung des eigenen Bodens.

Deshalbhat sichder Stadtrat
auch immer für den Einbezug
der Öffentlichkeit starkgemacht.
MöglicheEntwicklungsszenarien
wurdenbreitdiskutiert.Zwischen
2007und2010fandendreiMitwir-
kungsverfahren, Ausstellungen
und zwei Auflageverfahren zur
BZO statt.

Abstimmungsempfehlungen
Nach der Behandlung durch

dasParlamenthatnunam9. Juni
2013dasVolkzurBZOundzuzwei
dervierHochhäuserdasWort.Der
Grosse Stadtrat und der Stadtrat
empfehlen die Zustimmung zur
BZO mit 42 zu 2 Stimmen und
0 Enthaltungen. Der Hochhaus-
standort Steghof wirdmit 38 zu 3
Stimmenbei3Enthaltungenund
der Hochhausstandort Seeburg
mit31zu11Stimmenbei2Enthal-
tungenzurAnnahmeempfohlen.

Mitwirken und vereinfachen
Mit der BZO auseinanderge-

setzt hat sich die Bevölkerung
nicht nur an öffentlichen Veran-
staltungen,sondernauchviaEin-
sprachen. 390 Einsprachen sind
eingegangen, davon165 gleich-
lautendezumThemaNaturschutz
undGewässer.DieVerwaltunghat
alle behandelt und die Anliegen
teilweise in die BZO aufgenom-
men. Alle nichtbereinigtenEin-
sprachen wurden vom Grossen
Stadtrat abgewiesen.

Die Stimmberechtigtenkön-
nennunübereineBZObefinden,
die im Vergleich zum geltenden
Rechtdeutlichvereinfachtwurde:
Bisher mussten ein Zonen- und
ein Wohnanteilsplan sowie 13
Bebauungspläne und das Bau-
und Zonenreglement (BZR) bei
Baubewilligungenberücksichtigt
werden. Neu hat man sich nur
noch an einem Zonenplan und
am BZR zu orientieren. Verein-
facht und vereinheitlicht wurde
dieBestimmungderAusnützung
einesGrundstücks.Mitderneuen
Dichtebestimmunglässtsichan-
handder Zone undderÜberbau-
ungsziffer einfach berechnen,
wasmaximalerlaubt ist.Dadurch
wirddasBaubewilligungsverfah-
rentransparenter.Daswichtigste
InstrumentderräumlichenStadt-
entwicklung ist auch für Laien
besser nachvollziehbar.

Urbanes Wohnen
Die neue BZO schafft Spiel-

räume für rasches und flexibles
Handeln. Deshalb wurde neben
der reinenWohn-undder reinen
Arbeitszone auch eine flexiblere
Wohn- und Arbeitszone geschaf-
fen.DemWohnenwird zwarwei-
terhin Priorität eingeräumt, da-
neben ist aber – je nach Lage der
Gebäude und Anzahl Geschosse
– ein Gewerbeanteil vorgesehen.
DieNutzungsanordnung,alsodie
Aufteilung, wo gewohnt und wo
gearbeitetwird, ist innerhalbdes
Gebäudesfreiwählbar.Mitdieser
neuen flexibleren Regelung, die
den Wohnanteilsplan aus dem
Jahr1994ablöst,erhofftmansich
eine bessere urbane Durchmi-
schung der Stadt.

DieBaukommissiondesGros-
sen Stadtrates hat die BZO um
eineZoneerweitert:umdieüber-
lagerteZone fürgemeinnützigen
Wohnungsbau.DieGebieteBern-
strasse, Urnerhof und Industrie-
strasse sind im Zonenplan für
dengemeinnützigenWohnungs-
bau vorgesehen. Im Bau- und
Zonenreglement wurden dazu
separate Bestimmungen aufge-
nommen. Weiter kann, wer ge-
meinnützig Wohnungen reali-
siert, voneinemGestaltungsplan-
bonusprofitieren,dereinehöhere
Ausnützung einesGrundstücks
erlaubt.
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EINFACHE VORGABEN UND
KLARE QUALITÄTSKRITERIEN
Neben heiss diskutierten Themen wie der Tourismuszone und den Hochhausstand-
orten (siehe S. 9) beinhaltet die BZO vor allem planerische Vorgaben: Wo und wie
kann gebaut werden? Welche Qualitätskriterien sind zu beachten?



Arbeiten
Für Luzern wurde ein Ent-

wicklungspotenzial für die An-
siedlung von rund 2200 bis 3300
neuenEinwohnerinnenundEin-
wohnern und rund 1100 bis 1700
neuenArbeitsplätzenberechnet.
Grössere zusammenhängende
Nutzungspotenziale liegen am
Rand der Stadt: im Süden und
Norden.HierwillLuzerngemein-
sam mit den Nachbargemein-
den die planerischen Vorausset-
zungen schaffen, damit sich die
Grenzgebiete imNordenundSü-
den zu urbanen Stadtteilen ent-
wickeln können.

IndenSchlüsselarealenbeim
SteghofundbeimBahnhofsollen
anzentralerLagegrösserezusam-
menhängende Dienstleistungs-
flächen geschaffen werden. Die
Baukommissionwill imBereich
der Rösslimatt eine neue, durch-
mischte Arbeitszone schaffen.
Die Liegenschaften wurden be-
reits heutemehrheitlich durch
GewerbeundDienstleistungsun-
ternehmen genutzt, zudem wur-
den auch Gleisanlagen der SBB,
die nicht mehr benötigt werden,
der Arbeitszone zugeschlagen.
Durch diese neue Zoneneintei-
lung kann ein urbaner Stadtteil
entstehen. Dieser soll etappiert
realisiertunddurcheinenBebau-
ungs- oder Gestaltungsplan ent-
wickelt werden.

Erhalten
Das Wachstum in der Kern-

stadt soll vorallemdurchdieVer-
dichtung nach innen und nicht
durch die zusätzliche Beanspru-
chung vonFreiflächen erfolgen.
Dabei sollen die Qualitäten der
Stadt – das historische Ortsbild
und die Frei- und Naturräume –
erhalten bleiben.

IndenMitwirkungsverfahren
kamklar zumAusdruck, dassdie
grünenKuppenerhaltenbleiben
sollen. Auchwollen Stadtrat und
Parlament den öffentlichen Zu-
gangzurtouristischenInfrastruk-
tur an bester Lage sichern. Des-
halb werden neben den Hotels
Seeburg, Hermitage und dem
ChâteauGütsch,diebisherschon
in einer Sonderzone für Hotels
und Restaurants eingeteilt wa-
ren, auch Europe, Montana, Na-
tional, Palace, Schweizerhof, das
Schlössli Utenberg, das Kursaal-
CasinounddasSeerestaurantTi-
voliderneuenTourismuszonezu-
geteilt (siehe S. 9).

Die Qualität der baulichen
Entwicklung der Stadt soll mit-
hilfe von Artikel 1 des Bau- und
Zonenreglements (BZR)gefördert
und gewährleistet werden. Der
Stadtrat kann bei Bauprojekten,
die von städtebaulicher Bedeu-
tungoder füreinQuartiervonRe-
levanz sind, mehr als einen Ge-
staltungsvorschlag verlangen.
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Ruedi Frischknecht, Leiter Stadtentwicklung,
beschäftigt sich seit seinem Arbeitsbeginn bei der
Stadt Luzern im Jahr 2004 mit der BZO. Sein Team
hat sich über Jahre intensiv mit den Resultaten der
Vernehmlassungen, der Erarbeitung der BZO und
der Behandlung der Einsprachen beschäftigt.

Ruedi Frischknecht, das Parlament hat die
BZO mit 42 zu 2 Stimmen gutgeheissen. Was ging
Ihnen nach der Abstimmung durch den Kopf?

Das war ein Resultat, das ich mir so nicht
einmal erträumt habe. Es war eine Bestätigung,
dass der Prozess, den wir mit der BZO-Revision
gegangen sind, richtig war und wir nun eine
mehrheitsfähige Vorlage haben.

Es gab aber auch 390 Einsprachen.
Das ist in der Tat eine eindrückliche Zahl,

und die Behandlung dieser Einsprachen hat uns
in der Stadtentwicklung auch enorm gefordert.
Allerdings ist die Anzahl, gemessen an der
Grösse der Stadt, eher klein.

In der BZO-Debatte im Parlament wurde gesagt,
durch mehr Partizipation und mehr Dialog hätte
man die Anzahl der Einsprachen verringern können.

Diese Aussage hat mich persönlich sehr geär-
gert. Wir haben einen umfassenden Ansatz ge-
wählt. Der Einbezug der Bevölkerung war dem
Stadtrat sehr wichtig. Die Dienstabteilung Stadt-
entwicklung hat zwischen 2007 und 2010 die offene
Diskussion mit allen Interessierten gesucht: über die
Zukunftsszenarien, in drei Mitwirkungsverfahren,
an zwei Ausstellungen und zwei öffentlichen Aufla-
gen. Die Luzernerinnen und Luzerner waren immer
wieder dazu aufgerufen, sich in den Prozess einzu-
geben, mitzureden und mitzugestalten.

Die Diskussionen haben uns den Handlungs-
spielraum aufgezeigt, der uns bei der Revision der
BZO zur Verfügung steht. Gestützt darauf wurde
2008 ein Raumentwicklungskonzept erarbeitet
und wiederum diskutiert. Daraus ist der erste Ent-
wurf der BZO entstanden, und dieser wurde wie-
derum einem Mitwirkungsverfahren unterzogen.
Ab der ersten Auflage der BZO im September 2011
war die Mitwirkungsphase zu Ende. Dann hat,
nach vier Jahren der Partizipation, das rechtliche
Verfahren begonnen.

Wie geht es nun weiter?
Die BZO wird nun den Stimmberechtigten vor-

gelegt. Gegen den Volksentscheid können die
Einsprechenden beim Regierungsrat des Kantons
Luzern rekurrieren. Die BZO für den Stadtteil Lu-
zern wird vom Regierungsrat in Kraft gesetzt. Die
revidierte BZO könnte ab Mitte 2014 als neue
rechtliche Grundlage der Entwicklung des alten
Stadtteils von Luzern angewendet werden.

Intensive Diskussion –
mehrheitsfähige Vorlage

Ruedi Frisch-
knecht,
Leiter Stadt-
entwicklung:
«Das war ein Re-
sultat, das ichmir
so nicht einmal
erträumt habe.»
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